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Im Namen des Volkes 

Urteil 
HaJ13~~~~~~;;~~j\~n'ih;~~f 

in dem Rechtsstreit 

 E  
Mannheim 

- Klägerin und Berufungsklägerin -

Proz.-Bev.: Rechtsanwalt Hans-Joachim Dohmeier 
Ludwigstr. 49, 67059 Ludwigshafen 

Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft 
vertreten durch die Geschäftsführung 
Steinhäuserstr. 10, 76123 Karlsruhe 

gegen 

- Beklagte und Berufungsbeklagte -

Der 6. Senat des Landessozialgerichts Baden-Württemberg in Stuttgart 
hat auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 6. April 2006 

durch den Vorsitzenden Richter am Landessozialgericht Wiegandt, 
die Richterin am Landessozialgericht Siefert-Hänsle und 
den Richter am Sozialgericht Dr. Buser sowie 
durch die ehrenamtliche Richterin Eva-Maria Maurer und 
den ehrenamtlichen Richter Rudolf Schöller 

für Recht erkannt: 

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts 
Mannheim vom(4. Oktober 2002 wird zurückgewiesen. 

~ 
Außergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht 
zu erstatten. 

- .... ". 
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Tatbestand 

Im Streit steht die Anerkennung eine~ hepatozellulären Karzinoms der Leber als Be-

rufskrankheit (BK) nach Nr. 1302 oder 1303 der Anlage zur Berufskrankheitenverord-

nung (BKV). 

Die Klägerin ist die Witwe des am  1932 geborenen und am  1999 ver-

storbenen Wolfgang E (E.). Dieser hatte ab 1947 den Beruf des Malers erlernt und 

war bis August 1958 in diesem Beruf bei wechselnden Arbeitgebem tätig. Ab 1958 ar-

beitete er als selbstständiger Bodenleger. Am 26. Januar 1999 erstattete er gegenüber 

der Beklagten eine Anzeige über das Vorliegen einer BK und gab an, unter starken 

Schmerzen im Bauchraum zu leiden, die er auf langjähriges Arbeiten mit Klebstoffen 

und Lösungsmitteln zurückführe. In der ärztlichen Anzeige vom 25. Januar 1999 führte 

der Arzt für Allgemeinmedizin Dr. Pohl aus, E. leide unter einem ausgedehnten hepato-

zellulären Karzinom mit diffuser Pfortaderinfiltration bei Leberzirrhose mit Ascites. Der 

Anzeige beigefügt waren Arztbriefe des Klinikums Mannheim vom 22. Dezember 1998 

und 12. Januar 1999. 

E. legte auf Aufforderung der Beklagten eine Aufstellung über seine Arbeits- und Krank-

heitsanamnese vor, die Beklagte zog ärztliche Unterlagen bei Dr. Pohl bei (übersandt 

mit Schreiben vom 8. Februar 1999), die sich unmittelbar auf die im Dezember 1998 

diagnostizierte Krebserkrankung bezogen. 

Im Telefonverrnerk vom 23. Februar 1999 wurde der Inhalt des Telefonats des Bera-

tungsarztes Dr. Frank mit Dr. Pohl vom gleichen Tag niedergelegt. Danach habe Dr. 

Pohl ausgeführt, dass E. nach seiner Kenntnis keinen besonderen Alkoholkonsum auf-

weise, und stets sehr arbeitsam und zuverlässig gewesen sei. Hinweise auf eine Alko-

holsucht hätten sich zu keiner Zeit ergeben. Es sei ihm daher unverständlich, dass im 

Entlassbrief des Klinikums Mannheim vom 19. Januar 1999 von einer am ehesten äthyl-
-- -- - . -

toxisch-induzierten Leberzirrhose gesprochen worden sei. Diesbezüglich bestünden 

absolut keine Hinweise. 

Die Beklagte zog weiter die Unterlagen des Arbeitsmedizinischen Dienstes über die im 

Betrieb des E. durchgeführten arbeitsmedizinischen Untersuchungen bei. Unter dem 
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24. Februar 1981 hatte die Ärztin für Chirurgie Dr. Liebich E. schriftlich u.a. mitgeteilt, 

ein Leberschaden sowie ein Bluthochdruck bei Übergewicht bedürften der Behandlung 

durch den Hausarzt. Der Kläger müsse bestrebt sein, sein Gewicht auf ein Normalmaß 

zu reduzieren, da er durch seine Asbestarbeit ohnehin einer gewissen Gefährdung un-

terliege. Dem Schreiben beigefügt war der Laborbericht vom 17. Februar 1981. Im 

Schreiben vom 21. September 1983 (mit Laborbericht vom 16. September 1983) wurde 

u.a. auf schwere Veränderungen der vergrößerten Leber hingewiesen sowie darauf, 

dass sich über eine chronische Hepatitis und Fettleber hinaus eine bindegewebige 

Umwandlung der Leber anbahne, die zu einer recht schweren und unheilbaren Leber-

erkrankung führen könne. Im Schreiben vom 21. Juni 1985 (mit Laborbericht vom 14. 

Juni 1985) wurde eine Leberschädigung in Gestalt einer Fettleber mitgeteilt. Unter dem 

26. Mai 1987 (mit Laborbericht vom 6. Mai 1987) wurde im Zusammenhang mit dem 

ärztlichen Rat zu einer deutlichen Gewichtsabnahme auf leicht erhöhte Leberwerte hin-

gewiesen. Der Betriebsarzt Dr. Rech teilte E. mit Schreiben vom 13. August 1992 (mit 

Laborbericht vom 6. August 1992) u.a. mit, bei den Laborwerten sei eine geringgradige 

Erhöhung sämtlicher Leberwerte sowie der Harnsäure aufgefallen. Unter dem 16. Juli , 
1997 teilte der Facharzt für Arbeitsmedizin Dr. Sutter E. mit, die arbeitsmedizinische 

Vorsorgeuntersuchung aufgrund der früheren Asbestfeinstaubbelastung habe keine 

Hinweise auf das Vorliegen einer BK im Sinne einer Asbestose ergeben. Bekannt seien 

dagegen das diagnostizierte Übergewicht sowie Bluthochdruck. Die von der Beklagten 

beigezogenen Unterlagen enthielten des Weiteren u.a. den Arztbrief des Theresien-

krankenhauses Mannheim vom 13. Februar 1995, Dr. Chorianopoulos (Diagnosen: Si-

nusbradycardie, arterielle Hypertonie, HWS-Syndrom), des Klinikums Mannheim, Chi-

rurgische Klinik, Prof. Dr. Post, vom 15. Dezember 1998 (Diagnosen: Verdacht auf 

Gastroenteritis, differentialdiagnostisch Salmonellose), den Entlassberichtaus der Re-

habilitationsmaßnahme in der Breisgau-Klinik Bad Krozingen vom 19. September 1994 

(Aufenthalt vom 17. August bis 14. September 1994) sowie zahlreiche Laborbefunde. 

Der Technische Aufsichtsdienst der Beklagten (TAD) , Technischer Aufsichtsbeamter 

(TAB) Dipl.-Ing. Seuß nahm unter dem 11. März 1999 nach Rücksprache mit E. und der 

Klägerin Stellung zur Belastung des E. mit lösemittelhaitigen Arbeitsstoffen. Danach 

habe er in der Zeit vom 1. Januar 1947 bis 10. November 1952 etwa zu einern Viertel 

seiner Arbeitszeit einen Anstrichstoff aus "Streichteer" verwendet, der mit einer Benzol-

lösung verdünnt worden und von der US-Armee bezogen worden sei. Damit seien ins-
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besondere Holzbauteile gestrichen worden. Für die Innenanstriche seien mit Terpentin 

oder Benzin verdünnte Leim- und Ölfarben verwendet worden. Vom 1. März 1953 bis 

28. Mai 1955 habe er in einem anderen Betrieb Ölfarben und Kombilacke im Bereich 

des Innenanstrichs (60% der Arbeitszeit) verwendet. Kombilacke seien als Decklack 

verwendet worden und hätten aus Kunstharz- und Öllack bestanden. Zur Verdünnung 

wie auch zur Reinigung sei Testbenzin verwendet worden. In der Zeit vom 31. Mai 1955 

bis 1. Februar 1956 habe E. nach eigenen Angaben in etwa 40% seiner Arbeitszeit 

Kontakt zu lösehaitigen Produkten besessen. Als Verdünnung seien Nitro und Testben-

zin zur Anwendung gelangt. Im Stahlwerk Mannheim sei E. vom 16. Februar 1,956 bis 

28. Februar 1957 als Betriebsmaler eingesetzt gewesen, als Verdünnung sei Testben-

zin, als Anstrichstoff für Holzarbeiten (etwa 20% der Arbeitszeit) Karbonileum eingesetzt 

) worden. Vom 1. März 1957 bis 6. August 1958 habe E. im Lager und Verkauf eines Far-

benhandels gearbeitet und dabei etwa 2 Stunden täglich Farben für die eingesetzten 

Malerkolonnen hergestellt. Daneben seien Zuschnitte und Verlegearbeiten von Fußbo-

denbelägen ohne Verklebung erfolgt. Ab 1. August 1958 habe E. im eigenen Betrieb als 

selbstständiger Bodenleger gearbeitet. Die von Anfang an durchgeführten vollflächigen 

Verklebungen des Belags seien anfangs mit selbst hergestelltem "Sulfid-Laugen-

Kleber" erfolgt, die Belagränder seien nach dem Schwinden mit einem lösemittelhaIti-

gen Kunstharzkleber (Fa. Uzin) verklebt worden. Ab 1960 habe E. handelsübliche Fer-

tigprodukte eingesetzt. Die Grundierung sei mit lösemittelhaitigen Neoprenen erfolgt, 

die Spachtelmasse sei zementgebunden und aus Kunstharz gewesen, als Kleber sei 

ebenfalls ein lösemittelhaltiges Kunstharzprodukt verwendet worden. Ab Mitte der 60er 

Jahre seien verstärkt Flexplatten verlegt worden, überwiegend mit asbesthaitigen Trä-

gerschichten. Die Platten seien mit einem Bitumenkleber verklebt worden. Ab ca. Ende 

der 60er Jahre habe E. mit dem Verlegen textiler Beläge unter Verwendung lösemittel-

haitiger Kunstharzkleber begonnen. Ab Mitte der 70er Jahre seien mit Markteinführung 

von PVC-Platten oder PVC-Belägen ebenfalls lösemittelhaltige Neoprene zum Grundie-

ren, Spachteln und Kleben verwendet worden. Ab ca. 1990 habe E. im Umfang von 8 

Wochen pro Jahr Oberflächenbeschichtungen von Zementestrichen mit einem lösemit-

telhaitigen 2-Komponenten-Kunstharzsystem im Zusammenhang mit Bodenbelagsar-

beiten im Klinikum Mannheim durchgeführt. Ab etwa 1985 seien zunehmend lösemittel-

freie Produkte eingesetzt worden, bis zur Geschäftsaufgabe 1995 noch etwa zu 40% 

lösemittelhaltige Produkte. Zusammenfassend führte der TAB aus, dass davon auszu-

gehen sei, dass E. während seiner gesamten Tätigkeit als Maler und Bodenleger konti-
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nuierlich Umgang mit lösemittelhaitigen Produkten gehabt habe und bei deren Verarbei-

tung lösemittelhaitigen Dämpfen ausgesetzt gewesen sei. Die Läsemittelbeeinflussung 

in der Luft am Arbeitsplatz sei während der Tätigkeit als Bodenleger besonders rele-

vant, da die Arbeit in geschlossenen Räumen stattgefunden habe und Lüftungsmaß-

nahmen verarbeitungstechnisch nur begrenzt möglich gewesen seien. Von einer Löse-

mittelbeeinflussung sei auch bei Arbeiten ohne direkten Umgang mit lösemittelhaitigen 

Produkten auszugehen, da erfahrungsgemäß die Wirkung der bereits verarbeiteten 

Produkte, z.B. Emissionen aus Grundierungen, über einige Zeit anhalte. Der Stellung-

nahme des TAB beigefügt waren ein Schreiben der Uzin Utz AG vom 12. April 1999 

über die von ihr hergestellten und vertriebenen Neoprenklebstoffe bzw. die früher ver-

wendeten Bitumenkleber. Darin wurde ausgeführt,dass in den fraglichen Produkten zu 

keiner Zeit krebserzeugende Lösemittel verarbeitet worden seien. Richtig sei aber, dass 

es sich bei den fraglichen Produkten bzw. Produktgruppen um stark lösemittelhaltige 

Erzeugnisse handle. Die Henkel KGaA führte ebenfalls unter dem 12. April 1999 aus, 

Bitumenverdünner nie hergestellt oder vertrieben zu haben. Für "Thomsit K 182 Ne-

oprenkleber" (1972-1984 und 1985-11/91 sowie ab 12/91) waren der Auskunft Merkblät-

ter über die Inhaltsstoffe sowie Sicherheitsdatenblätter beigefügt, für den "Thomsit Ne-

oprenvorstrich R 780" (bis 1984), den "Thomsit DX-Bodenausgleich" (vor bzw. ab 1988) 

und den "Thomsit F 586 Flexfliesenkleber" (Rezeptur von 11/71) waren ebenfalls In-

haltsstofflisten beigefügt. Der Industrieverband Klebstoffe e.v. teilte in seinem Schrei-

ben vom 28. September 1998 mit, dass nach Auskunft verschiedener Fachleute in den 

50er und 60er Jahren in Neoprenklebstoffen oder -vorstriehen kein reines Benzol als 

.I Lösemittel eingesetzt worden sei. Als Verunreinigung sei in Spuren Benzol in eingesetz- . 

tem Spezialbenzin und in Toluol vorgekommen. 

Im Auftrag der Beklagten erstellte am 19. Juli 1999 Prof. Dr. Bleyl, Chefarzt der Patho-

logischen Abteilung am Klinikum der Stadt Mannheim, unter Mitwirkung von Dr. Wolf ein 

fachpathologisches Gutachten nach der Obduktion des am 25. März 1999 verstorbenen 

E. Als Grundkrankheiten bezeichnete er eine arterielle Hypertonie, eine chronische 

Linksherzinsuffizienz, eine Leberzirrhose im hypertrophen Stadium sowie ein primäres 

hepatozelluläres Karzinom mit Pfortaderinfiltration, als Todesursache ein Herzkreislauf-

versagen. Er führte weiter aus, bei der Erkrankung des E. handle es sich um ein primä-

res, mäßig differenziertes, zum Teil solide, zum Teil pseudoglandulär wachsendes he-

patozelluläres Karzinom auf der Grundlage einer mittel- bis grobknotigen Leberzirrhose. 
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Unter Einbeziehung der immunhistochemischen Untersuchungen liege dieser Leberzir~ 

rhose eine chronische Hepatitis-C-Infektion zu Grunde. Für die Ausbildung der Leberzir-

rhose komme noch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ein zusätzlicher 

alkohol-toxischer Leberparenchymschaden hinzu. Hierfür spreche bereits der 

makroskopische und mikroskopische Pankreasbefund. Zudem seien bereits 1981 beiE. 

erhöhte Transaminasenwerte dokumentiert, ebenso eine Erhöhung des mittleren kor-

puskulären Erythrozytenvolumens von. normalerweise 76,0 - 96,0 auf 100,0 femto-Liter. 

Dies sei ebenfalls ein Parameter, der für einen chronischen Alkoholabusus spreche. Die 

erhöhten Transaminasenwerte seien bis 1992 immer wieder dokumentiert. Der Einfluss 

der Lösemittelexposition auf die Entstehung der Krankheit könne schon deshalb nicht 

eindeutig beurteilt werden, weil keine genauen Angaben über die Expositionsdauer, die 

) inkorporierte Menge und die Art der Lösemittel zur Verfügung stünden. Zudem seien die 

Literaturdaten bezüglich des Zusammenhangs zwischen Lösemittelexposition und Kar-

zinomentstehung teilweise widersprüchlich. Korrelationen zwischen Lösemittelexpositi-

onen und dem Auftreten bösartiger Erkrankungen seien in der neueren Literatur zwar 

beschrieben, jedoch sei es bislang nicht gelungen, ein eindeutig auslösendes Agens zu 

identifizieren bzw. eine Dosis-Wirkungsbeziehung aufzustellen. Der Einfluss der Löse-

mittel auf die Krebserkrankung könne angesichts der außerberuflichen Ursachen ledig-

lich im Sinne eines Summationseffekts verstanden werden, so dass die Krebserkran-

kung nicht allein auf die Einwirkung von Lösungsmitteln zurückgeführt werden könne. 

Bei der gesicherten pathogenetischen Bedeutung der Hepatitis C und des nutritiv-

toxischen Parenchymschadens für die Leberzirrhose und das nachfolgende primäre 

) Leberzellkarzinom komme der Lösemittelexposition nur eine nachgeordnete, nicht we-

sentliche Bedeutung zu. Der Staatliche Gewerbearzt Prof. Thürauf schloss sich in sei-

ner Stellungnahme vom 10. August 1999 der Beurteilung durch Prof. Dr. Bleyl an. 

Nach Übersendung des Obduktionsgutachtens wandte sich die Klägerin an die Beklag-

te und teilte dieser mit, E. sei sein Leben lang Blutspender gewesen. Eine Hepatitis-C-

Infektion wäre dabei festgestellt und er nicht weiter zum Blutspenden zugelassen wor-

den. Die Klägerin legte die Bescheinigung des Deutschen Roten Kreuzes (DRK) Blut-

spendedienst Baden-Württemberg vom 17. September 1999 vor: Darin wurde E. nach 

seiner Blutspende am 9. Oktober 1998 das Ergebnis der Laboruntersuchungen mitge~ 

teilt. Der Leberwert (GPT) war mit 35 U/I über dem Grenzwert von 22 U/I für Männer, 

der Test auf Hepatitis-C-Antikörper war negativ. 
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Nach Einholung einer beratungsärztlichen Stellungnahme teilte die Beklagte mit Be-

scheid vom 2. November 1999 mit, der Tod des E. sei nicht Folge einer BK. Auch seien 

die Voraussetzungen für die Anerkennung einer BK im Rahmen des § 9 Abs. 2 Sozial-

gesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) nicht gegeben, so dass Ansprüche auf Hinterblie-

benenleistungen nicht bestünden. E. sei an den Folgen eines Leberzellkarzinoms ver-

storben, das nicht im Zusammenhang mit beruflichen Einflüssen gestanden habe. Auf 

die Vorlage des Laborberichts des DRK habe der Beratungsarzt ausgeführt, dass eine 

chronische Hepatitis-C-Infektion auch ohne "Anti-HCV-Expression" ablaufen könne, die 

sich konventionellen und relativ unsensitiven Testmethoden entzogen habe. Am Ergeb-

nis des immunhistologischen Befundes im Rahmen der Obduktion direkt aus den befal-

lenen Leberzellen sei nicht zu zweifeln. 

Dagegen erhob die Klägerin Widerspruch und legte neben dem Gutachten des Dr. Pohl 

vom 19.11.1999 das Schreiben des DRK vom 5. November 1999 vor. Danach habe E. 

zwischen Februar 1986 und dem 9. Oktober 1999 insgesamt 22 Blutspenden geleistet, 

seit dem 6. Dezember 1990 seien diese Spenden (insgesamt 16) auch auf Hepatitis-C 

getestet worden, seit Oktober 1997 (insgesamt 4 Spenden) auch auf das Vorhanden-

sein von HCV-Nukleinsäure als direktem Virusnachweis (HCV[RNA]-PCR). Zu keinem 

Zeitpunkt seien bei E. Befunde erhoben worden, die für eine Infektion mit HCV gespro-

chen hätten, ebenfalls keine erhöhten Serumwerte des Leberenzyms GPT (ALT) fest-

gestellt worden. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 24. Februar 2000 wies der Widerspruchsausschuss der 

Beklagten den Widerspruch zurück. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass es sich bei 

der Leberkrebserkrankung um kein von der Berufskrankheitenverordnung (BKV) erfass-

tes Krankheitsbild handle. Die Voraussetzungen zur Anerkennung der Erkrankung wie 

eine BK nach § 9 Abs. 2 SGB VII seien aber auch nicht erfüllt, da kein ursächlicher Zu-

sammenhang der Erkrankung mit der gefährdenden Tätigkeit hinreichend wahrschein-

lich sei und auch wissenschaftlich nicht nachgewiesen sei, dass die Einwirkung lösemit-

telhaitiger Dämpfe Krankheiten dieser Art verursache. 

Dagegen erhob die Klägerin am 3. März 2000 Klage zum Sozialgericht Mannheim (SG) 

und führte zur Begründung u.a. aus, zuletzt sei während des stationären Aufenthalts 
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des E. im Klinikum Mannheim im Dezember 1998 nach eingehender Untersuchung eine 

Hepatitis-Infektion ausgeschlossen worden. Im Übrigen reiche die Immunhistologie 

nicht aus, um eine entsprechende Infektion nachzuweisen. E. habe darüber hinaus ein 

normales Trinkverhalten an den Tag gelegt, so dass die Leberzirrhose nicht auf einen 

erhöhten Alkoholkonsum zurückgeführt werden könne. 

Das SG holte daraufhin von Prof. Dr. Bleyl eine ergänzende gutachterliche Stellung-

nahme ein. In seiner Stellungnahme vom 13. September 2000 führte er aus, man habe 

in Kenntnis der Einwände die immunhistologischen Untersuchungen am Lebergewebe 

des E. wiederholt. Bei Verwendung von monoklonalen Antikörpern gegen das Hepatitis-

C-Virus habe sich dabei keine spezifische Immunreaktion der Hepatozyten finden las-
l 
7 sen. Das immunologische Ergebnis im Rahmen des Vorgutachtens müsse mithin als 

unspezifische Reaktion betrachtet und insofern korrigiert werden. Demzufolge könne 

aus dieser immun histologischen Voruntersuchung nicht mit hinreichender Sicherheit 

gefolgert werden, dass bei E. eine Hepatitis-C-Infektion vorgelegen habe. Zusätzlich 

habe man aus dem Lebergewebe die Ribonukleinsäure (RNA) und die Desoxyribonuk-

leinsäure (DNA) isoliert. Diese seien im Labor auf das Vorhandensein von Hepatitis-C-

RNA und Hepatitis-B-DNA untersucht worden, wobei beide Untersuchungen negativ 

verlaufen seien. Daher habe bei E. weder eine Hepatitis-C noch eine Hepatitis-B-

Infektion vorgelegen, so dass die Laborbefunde des DRK bestätigt worden seien. Da 

der Hausarzt des E. aus langjähriger Beobachtung zudem bekunden könne, dass bei 

diesem keine Anzeichen eines Alkoholabusus vorgelegen hätten und auch die Histolo-

gie der Leber keine beweisenden Kriterien für einen Alkoholabusus zeigen würde, käme 

auch dies nicht als ätiologischer Faktor für die Leberzirrhose in Frage. Es kämen aber 

noch weitere seltene Ursachen eines hepatozellulären Karzinoms in Betracht, z.B. In-

dustrietoxine wie Toluen und Dimethylnitrosamin, so dass bei Ausschluss anderer Ur-

sachen die Lösungsmittelexposition als Ursache für die Lebererkrankung durchaus in 

Betracht komme. Gleichermaßen könne das hepatozelluläre Karzinom aber auch auf 

dem Boden einer idiopathischen Zirrhose oder einer autoimmunen Hepatitis entstanden 

sein, was sich allerdings aus rein morphologischer Sicht nicht eindeutig klären lasse. 

Die idiopathische, kryptogene Zirrhose (Zirrhose unklarer Ätiologie) werde in Mitteleuro-

pa mit einer Häufigkeit von 10% aller Leberzirrhosen angegeben. Wieviel davon mögli-

cherweise auf eine klinisch unbekannte hepatotoxische Schadstoffexposition zurückzu-

führen sei, sei unklar. Zusammenfassend müsse angesichts des definitiven Ausschlus-
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. ses virogener und metabolischer Noxen für die Manifestation der Leberzirrhose mit he-

patozellulärem Karzinom die langjährige Schadstoffexposition trotz der Existenz idio-

pathischer Leberzirrhosen als hinreichend wahrscheinliche Ursache der Leberzirrhose 

mit konsekutivem hepatozellulärem Karzinom gewertet werden. 

Das SG befragte daraufhin den Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf-

ten (HVBG) nach neueren wissenschaftlichen Erkenntnissen über die Verursachung 

von hepatozellulären Leberkarzinomen auf Grund einer Leberzirrhose durch diverse 

lösemittelhaltige Produkte des Maler- und Bodenlegerhandwerks. In seinem Antwort-

schreiben vom 27. Juni 2001 führte der HVBG aus, es lägen entsprechende Erkennt-

nisse nicht vor. Allerdings sollte auch an das Vorliegen einer BK nach Nr. 1302 oder 

1303 der Anlage zur BKV gedacht werden. Die Lebertoxizität von Halogenkohlenwas-

serstoffen sei im Merkblatt zur BK Nr. 1302 erwähnt und auch die in der BK-Nr. 1303 

genannten Lösungsmittel seien im Merkblatt als potentiell hepatotoxisch beschrieben. 

Letztlich könne, worauf Prof. Dr. Bleyl zu Recht hingewiesen habe, die Frage des Kau-

salzusammenhangs zwischen der Schadstoffeinwirkung und der Leberzirrhose aus pa-

thologischer Sicht nicht eindeutig beantwortet und nur durch das Gutachten eines kom-

petenten arbeitsmedizinischen Wissenschaftlers geklärt werden. Dem Schreiben beige-

fügt war u.a. der "Forschungsbericht Leber und Beruf - Hinweise für die arbeitstechni-

sche und medizinische Sachverhaltsaufklärung" aus der Schriftenreihe des HVBG vom 

Juni 1991. 

Im Auftrag des SG erstellte unter dem 19. November 2001 Prof. Dr. Seidel, Leiter des 

Instituts für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin am Universitätsklinikum Ulm, ein wis-

senschaftliches arbeitsmedizinisches Gutachten (mit ergänzender Stellungnahme vom 

2. Mai 2002). Dieser führte aus, dass sich in der wissenschaftlichen Diskussion nur 

ganz wenige Hinweise auf eine isolierte lebertoxische Einwirkung von Lösemitteln fin-

den ließen. In allen anderen Arbeiten würden die Fälle von Leberzellkarzinomen zu 

ganz überwiegenden Prozentsätzen auf einen chronischen Alkoholabusus oder eine 

Hepatitis-B oder Hepatitis-C-Infektion zurückgeführt. Ganz überwiegend entstünden 

Leberzellkarzinome auf der Basis einer Leberzirrhose. Den Akten könnten entgegen 

den Stellungnahmen der Klägerin ganz eindeutige Hinweise auf einen Alkoholmiss-

brauch zumindest in den 80erund 90er Jahren entnommen werden. Die Stellungnah-

men des Hausarztes Dr. Pohl seien dagegen nicht stichhaltig, da ihnen entgegen stehe, 
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dass vorherige ärztliche Stellungnahmen, mit oder ohne Bezug auf sog. Leberwerte, 

eine äthyltoxische Genese der Leberzirrhose für wahrscheinlich gehalten hätten, insbe-

sondere müsse der immer wieder erhöhte MeV-Wert als pathognomonisch betrachtet 

werden, der alkoholspezifisch sei. Diese Veränderung der Erythrozyten trete nur nach 

langfristigem Alkoholabusus ein. Die Feststellung, dass die Lösemittelexposition mit 

überwiegender Wahrscheinlichkeit Ursache des Leberzellkarzinoms sei, könne ange-

sichts der auf Alkoholmissbrauch hinweisenden anamnestischen Daten nicht getroffen 

werden. Neue wissenschaftliche Erkenntnisse im Sinne des § 9 Abs. 2 SGB VII lägen 

nicht vor. 

Das SG befragte weiter auf Anregung von Prof. Dr. Seidel Dr. Pohl schriftlich als sach-

verständigen Zeugen nach den bei E. behandelten Erkrankungen. Dieser führte aus, bei 

E. 1992 eine Hypertonie diagnostiziert zu haben, die medikamentös behandelt worden 

sei. Seit 1986 hätten orthopädisChe Beschwerden bestanden und ab 1995 auch ein Di-

abetes. Ab 1994 habe sich E. über eine allgemeine Schwäche und Minderung der Leis-

tungsfähigkeit beklagt, der Allgemeinzustand habe sich stetig verschlechtert. Eine Blut-

untersuchung 1998 habe keine wesentlichen Auffälligkeiten gezeigt, insbesondere sei-

en die Leberwerte unauffällig gewesen. Die ihm seit 1994 bekannten Beschwerden sei-

en zwar, möglicherweise fälschlich, als Begleiterscheinungen der genannten Erkran-

kungen gedeutet worden, könnten aber auch als Zeichen einer lösemittelinduzierten 

toxischen Enzephalopathie oder Nervenschädigung gedeutet werden. Über Übelkeit, 

Schwindelzustände und Gleichgewichtsstörungen habe E. immer wieder berichtet, aus-

geprägte Störungen des Gedächtnisses sowie Störungen der Artikulation seien nicht 

sicher nachgewiesen worden. 

Prof. Dr. Seidel wurde daraufhin nochmals um eine ergänzende Stellungnahme gebe-

ten. Unter dem 25. Juli 2002 führte er aus, nach den Aussagen von Dr. Pohl könnten 

zwar Übelkeit, Schwindelzustände und Gleichgewichtsstörungen als Folge einer extrem 

hohen Lösemittelexposition für möglich gehalten werden. Er sehe sich aber nicht in der 

Lage, aus medizinischer Sicht den Vollbeweis für den von ihm angenommenen Alko-

holmissbrauch von E. zu erbringen. 

Durch Urteil vom 14. Oktober 2002 wies das SG die Klage ab. Zur Begründung wurde 

ausgeführt, es liege kein Nachweis dafür vor, dass eine ausreichende Exposition ge-
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genüber Lösemitteln bestanden habe. Daher könnten die BKn nach Nr. 1302 oder 1303 

der Anlage zur BKV nicht zur Anerkennung kommen. Auf die Frage, ob ein Zusammen-

hang zwischen einer Lösemittelexposition und der bei E. vorgelegenen Leberzirrhose 

bestehe, komme es deshalb nicht mehr an. 

Gegen das am 29. Oktober 2002 zugestellte Urteil hat die Klägerin am 22. November 

2002 Berufung eingelegt. Zur Begründung führt sie aus, die angefochtenen B~scheide 

hätten schon deshalb aufgehoben werden müssen, weil sie auf einer unrichtigen Beur-

teilung des Kausalzusammenhangs beruhten, wie die Beweiserhebung im sozialgericht-

lichen Verfahren gezeigt habe. Es sei auch unzutreffend, wenn Prof. Dr. Seidel behaup-

te, bei einer lösemittelbedingten Leberkarzinomerkrankung müsse immer auch eine En-

j zephalopathie vorgelegen haben. Es genüge zur Erfüllung des Ursachenzusammen-

. hangs vielmehr, wenn die Lösemittelexposition jedenfalls zusammen mit anderen Ursa-

chen wesentlich für die Entstehung der Erkrankung sei. Auch die Ermittlung der arbeits-

technischen Voraussetzungen sei nur ungenügend erfolgt, so dass die Ehtscheidung 

nicht auf den fehlenden Nachweis einer ausreichenden Lösemittelexposition hätte ge-

stützt werden dürfen. 

) 

Die Klägerin beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom 14. Oktober 2002 so-

wie den Bescheid vom 2. November 1999 in der Gestalt des Wi-

derspruchsbescheides vom 24. Februar 2000 aufzuheben und fest-

zustellen, dass der Tod des Ehemannes der Klägerin Folge einer 

Berufskrankheit nach Nr. 1302 oder 1303 der Anlage zur BKV ist 

und die Beklagte zu verurteilen, der Klägerin Hinterbliebenenleis-

tungen zu gewähren, 

hilfsweise ihr wegen des Vorliegens einer Erkrankung, die wie eine 

Berufskrankheit nach § 9 Abs. 2 SGB VII zu entschädigen ist, Hin-

terbliebenenleistungen zu gewähren, 

hilfsweise zum Nachweis, dass der Ehemann der Klägerin während 

seiner Berufstätigkeit einer Lösemittelexposition in einem Umfang 

ausgesetzt war, der über den zulässigen Grenzwerten lag und ge-
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eignet war, eine Leberzirrhose· hervorzurufen, ein arbeitstechni-

sches Gutachten einzuholen, 

ferner hilfsweise ein arbeitsmedizinisches Gutachten einzuholen zu 

der Frage, ob die Erkrankung des Ehemanns der Klägerin an der 

Leberzirrhose mit Wahrscheinlichkeit auf die durch das arbeits-

technische Gutachten festgestellte Exposition gegenüber Lösemit-

teln zurückgeführt werden kann. 

Die Beklagte beantragt, 

die Berufung zurückzuweisen. 

Sie erachtet die angefochtenen Entscheidungen als zutreffend. 

Das Gericht hat Prof. Dr. Dipl.-Ing. Letzei, Leiter des Instituts für Arbeits-, Sozial- und 

Umweltmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, mit der Erstellung eines 

arbeitsmedizinischen Gutachtens beauftragt. In seinem Gutachten vom 24. Februar 

2005 führt er aus, der Tod des E. sei durch Herz-Kreislaufversagen am 25. März 1999 

bei ausgedehntem hepatozellulärem Karzinom im rechten und linken Leberlappen mit 

diffuser Pfortaderinfiltration, bei Leberzirrhose mit Hepatomegalie und begleitendem 

Aszites, Ösophagusvarizen 11. Grades und Cardiomyopathie verursacht worden. 

Daneben habe ein metabolisches Syndrom mit essentieller arterieller Hypertonie, Dia-

betes mellitus Typ 11, Adipositas permagna, Dyslipoproteinämie und Fettleberhepatitis 

bestanden. Bei Betrachtung der arbeitstechnischen Voraussetzungen habe der TAB 

zwar eine langjährige Exposition gegenüber Lösemitteln bejaht, ohne dass aber eine 

Quantifizierung im Nachhinein noch möglich wäre. Auch sei eine kanzerogene Potenz 

für Menschen insbesondere von Teer, Bitumen, Trichlorethylen, Asbest und Benzol 

wissenschaftlich .eindeutig belegt. Keiner dieser Stoffe habe jedoch die Leber als Zielor-

gan, so dass ein ursächlicher Zusammenhang insoweit nicht wahrscheinlich gemacht 

werden könne. Zudem habe E. Kontakt mit organischen Lösemitteln gehabt, die in Ab-

hängigkeit von Expositionshöhe und -dauer neben Veränderungen des peripheren 

und/oder zentralen Nervensystems auch zu einer toxischen Schädigung der Leber füh-

ren könnten. Voraussetzung sei aber eine sehr hohe, über den jeweiligen Grenzwerten 

liegende und langfristige Exposition. Bei nichim~hr ermitt~lba~~~EXr:;osltionen seien 
'--~ --~- - - ------ ~--._-
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sog. Brückensymptome wesentlich, insbesondere akute neurotoxische Effekte, die in 

einem sehr engen zeitlichen Zusammenbang mit der beruflichen Belastung aLJftri3ten 

müssten und in expositionsfreien Zeitenwiederabk/ingen)oILürden. Eindeutige Hinweise , ' ,," -- , - ,,- , "" -- "'" "-,-,-,-~"~-~"" .. ~"----""""",,,-,-,,,-,,,,-,- -'--"-'- -- . ~ 

auf solche Symptome könnten der A~!El§UEJrdingsrlic;bt§IlJn()mmEHlwerden und seien 

auch von E. gegenüber dem TAB im Rahmen der Befragung nicht geäußert worden. In 

der Gesamtbetrachtung könne eine chronisch aktive Virushepatitis bei E. ausgeschlos-

sen werden. Ein erhöhter Alkoholkonsum werde zwar mehrfach diskutiert. Allerdings 

könne retrospektiv der Alkoholkonsum des E. in den 80er Jahren auch nicht mehr ob-

jektiviert und quantifiziert werden. Ebenfalls könne nicht mehr festgestellt werden, ob er 

hepatotoxische Medikamente eingenommen habe. Ein beruflicher Umgang mit Karzino-

genen, die als Zielorgan die Leberhaben,seLebi3l1falls nicht gesichert. Es lägen auch 

keine gesicherten Erkenntnisse aus der Wissenschaft vor, dass bei der geschilderten 

Tätigkeit des E. gehäuft Leberzirrhosen und/oder hepatozelluläre Karzinome aufträten. 

Anhand der vorliegenden Angaben über die spezielle Expositionssituation könne jedoch 

aus arbeitsmedizinischer Sicht kein ursächlicher Zusammenhang zwischen der bestan-

denen Lösemittelexposition und der Lebererkrankung wahrscheinlich gemacht werden. 

Daher werde weder eine Anerkennung der zum Tode führenden Erkrankung als BK 

nach Nr. 1302 noch nach Nr. 1303 der Anlage zur BKV vorgeschlagen. 

Auf Antrag der Klägerin nach § 109 Sozial gerichts gesetz (SGG) hat unter dem 28. No-

vember 2005 Prof. Dr. Seitz, Chefarzt der Abteilung Innere Medizin am Krankenhaus 

Salem in Heidelberg, ein Gutachten nach Aktenlage erstellt. Dieser hat ausgeführt, die 

bei E. vorliegende Befundkonstellation mit metabolischem Syndrom und Transamina-

senerhöhung mit GPT>GOT und einer leichten Gamma-GT-Erhöhung spreche mit ho-

her Wahrscheinlichkeit für das Vorliegen einer nicht-alkoholischen Fettlebererkrankung, 

für die es eine histologische Sicherung aber nicht gebe. Zusammenfassend hat Prof. 

Dr. Seitz ausgeführt, die Leberzirrhose und das Leberzellkarzinom könnten aufgrund 

der Datenlage in der wissenschaftlichen Literatur und aufgrund der bestehenden Ko-

morbität nicht eindeutig auf die Lösemittelexposition zurückgeführt werden. Eine BK 

nach Nr. 1302 oder 1303 der Anlage zur BKV werde daher nicht zur Anerkennung vor-

geschlagen. Auf Anfrage der Klägerin hat Prof. Dr. Seitz unter dem 13. März 2006 eine 

ergänzende Stellungnahme abgegeben. 
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten 

wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten sowie der Gerichtsakten beider Instanzen Be-

zug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die gemäß §§ 143, 144 SGG statthafte und nach § 151 SGG zulässige Berufung ist 

unbegründet. Bei E. lag keine BK nach Nr. 1302 oder 1303 der Anlage zur BKV vor, 

noch war die Erkrankung wie eine BK nach § 9 Abs. 2 SGB VII anzuerkennen. Daher 

stehen der Klägerin auch keine Hinterbliebenenleistungen zu. 

Hinterbliebene haben Anspruch auf einzelne näher erläuterte Leistungen, wenn der Tod 

infolge eines Versicherungsfalls eingetreten ist (§ 63 Abs. 1 SGB VII). Versicherungsfäl-

le der gesetzlichen Unfallversicherung sind Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten (§ 7 

Abs. 1 SGB VII). Berufskrankheiten sind Krankheiten, die die Bundesregierung durch 

Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als Berufskrankheiten bezeichnet 

und die Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach den §§ 2, 3 oder 6 be-

gründenden Tätigkeit erleiden. Die Bundesregierung wird ermächtigt, in der Rechtsver-

ordnung solche Krankheiten als Berufskrankheiten zu bezeichnen, die nach den Er-

kenntnissen der medizinischen Wissenschaft durch besondere Einwirkungen verursacht 

sind, denen bestimmte Personengruppen durch ihre versicherte Tätigkeit in erheblich 

höherem Grade als die übrige Bevölkerung ausgesetzt sind (§ 9 Abs. 1 Sätze 1 und 2 

SGB VII). Nach Nr. 1302 der Anlage zur BKV sind als BK bezeichnet Erkrankungen 

durch Halogenkohlenwasserstoffe, nach Nr. 1303 Erkrankungen durch Benzol, seine 

Homologe oder durch Styrol. Die Unfallversicherungsträger haben darüber hinaus eine 

Krankheit, die nicht in der Rechtsverordnung bezeichnet ist oder bei der die dort be-

stimmten Voraussetzungen nicht vorliegen, wie eine .Berufskrankheit als Versicherungs-

fall anzuerkennen, sofern im Zeitpunkt der Entscheidung nach neuen Erkenntnissen der 

medizinischen Wissenschaft die Voraussetzungen für eine Bezeichnung nach Absatz 1 

Satz 2 erfüllt sind (§ 9 Abs. 2 SGB VII). 

Für die Anerkennung einer BK ist ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der versi-

cherten Tätigkeit und einer schädigenden Einwirkung einerseits (haftungsbegründende 
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Kausalität) und zwischen der schädigenden Einwirkung und der Erkrankung anderer-

seits (haftungsausfüllende Kausalität) erforderlich. Dabei müssen die Krankheit, die 

versicherte Tätigkeit und die durch sie bedingten schädigenden Einwirkungen ein-

schließlich deren Art und Ausmaß mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 

nachgewiesen werden. Für die Beurteilung des Zusammenhangs zwischen versicherter 

Einwirkung und Erkrankung gilt bei einer Berufskrankheit ebenso wie beim Arbeitsunfall 

die Theorie der wesentlichen Bedingung. Danach genügt abweichend von einer natur-

wissenschaftlich-philosophischen Kausalitätsbetrachtung nach der Bedingungs- und 

Äquivalenztheorie nicht jedes Glied in einer Ursachenkette, um die Verursachung zu 

bejahen, weil dies zu einem unendlichen Ursachenzusammenhang führt. Als kausal und 

im Sozialrecht erheblich werden vielmehr nur solche Ursachen angesehen, die wegen 

ihrer besonderen Beziehung zu dem Gesundheitsschaden zu dessen Eintritt "wesent-

lich" beigetragen haben. Das heißt, dass nicht jeder Gesundheitsschaden, der durch ein 

Ereignis naturwissenschaftlich verursacht wird, im Sozialrecht als Folge eines Arbeits-

unfalls oder einer Berufskrankheit anerkannt wird, sondern nur derjenige, der "wesent-

lich" durch das Ereignis verursacht wurde. Welche Ursache wesentlich ist und welche 

nicht, muss aus der Auffassung des praktischen Lebens über die besonderen Bezie-

hungen der Ursache zum Eintritt des Gesundheitsschadens abgeleitet werden (so 

schon BSGE 1, 72, 76; 1, 150; 13, 175). 

Die umfassende medizinische Beweisaufnahme hat [licht den Nachweis erbracht, dass 

E. an einer BK erkrankt war und diese zum Tod geführt hat oder dass die Leberzirrhose 

mit Leberzellkarzinom wie eine BK nach § 9 Abs. 2 SGB VII anzuerkennen ist und des-

halb Hinterbliebenenleistungen zu gewähren sind. {Dies steht zur Überzeugung des Se-

nats fest aufgrund des Gutachtens von Prof. Dr. Letzel vom 24. Februar 2005 und des 

Gutachtens von Prof. Dr. Seidel in erster Instanz./ 

Der Senat kann dabei offen lassen, welche Ursache letztlich für die Entstehung der Le-

berzirrhose, die die Grundlage für das Leberzellkarzinom gebildet· hat, in Betracht 

kommt. Denn für die Beurteilung der Frage, ob mit überwiegender Wahrscheinlichkeit 

ein ursächlicher Zusammenhang zwischen einer - insoweit unterstellt ausreichenden -

Exposition gegenüber Lösemitteln und der Erkrankung besteht, kommt es nur darauf 

an, ob dieser Zusammenhang positiv mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nachge-

wiesen ist. Nicht von Bedeutung ist hingegen, auf welcher anderen Ursache die Erkran-
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kung beruhte oder ob eine andere Ursache festgestellt werden kann. Dies gilt jedenfalls 

dann, wenn wie hier Krankheitsbilder existieren, deren Ätiologie ungeklärt ist. Deshalb 

kann ebenfalls offen gelassen werden, ob beim Kläger in den 80er Jahren tatsächlich 

ein, erhöhter Alkoholkonsum vorgelegen hat, der zu den aktenkundigen laborchemi-

schen Veränderungen der Leberwerte geführt hat. 

Unterstellt man für die Beurteilung der haftungsausfüllenden Kausalität eine ausrei-

chende berufliche Belastung mit Stoffen, die insbesondere in den BK-Nummern 1302, 

und 1303 als potentiell schädigend erfasst sind, auch wenn nicht mehr festgestellt wer-

den kann, in welchem Umfang E. insoweit tatsächlich exponiert war, spricht bereits ge-

gen einen Ursachenzusammenhang der Umstand, dass zwar eine kanzerogene Potenz 

) für Menschen insbesondere der Stoffe Teer, Bitumen, Trichlorethylen, Asbest und Ben-

\ 
I 

zol wissenschaftlich eindeutig belegt ist, aber bei keinem dieser Stoffe die Leber das 

Zielorgan kanzerogener Veränderungen ist. 

Soweit E. Kontakt zu organischen Lösemitteln hatte, können diese zwar in Abhängigkeit 

von Expositionshöhe und -dauer neben Veränderungen des peripheren und/oder zent-

ralen Nervensystems auch zu einer toxischen Schädigung der Leber führen. Dies würde 

aber bereits eine sehr hohe, regelmäßig über den Grenzwerten liegende Exposition ver-

langen, die nicht nachgewiesen ist und im nachhinein auch nicht mehr ermittelt werden 

kann. Vielmehr ist insoweit von den Angaben des E. gegenüber dem TAO im Beisein 

der Klägerin auszugehen und für die Frage, ob eine sehr hohe Exposition vorgelegen 

hat, die potentiell geeignet ist, auch für die Leber kanzerogen zu wirken, darauf abzu-

stellen, ob beim Kläger während der Zeit des Einsatzes von lösemittelhaitigen Stoffen 

Symptome nachweisbar sind, die zum Bild einer lösemittelinduzierten Erkrankung gehö-

ren. 

Soweit die Klägerin im sozialgerichtlichen Verfahren vortragen ließ, E. habe des öfteren 

über Übelkeit und Schwindelzustände geklagt und habe unter Konzentrationsschwäche 

gelitten, so dass er sich habe alles aufschreiben müssen, es seien Stimmungsschwan-

kungen ohne näher erkennbaren Grund aufgetreten und sie habe zuweilen Lösemittel-

geruch an den Kleidern und der Haut des E. wahrgenommen, reicht dies nicht aus, um 1/' 
den Nachweis einer über dem Grenzwert liegenden Lösemittelbelastung als erbracht I 
anzusehen. Auch die sachverständige Zeugenaussage des Hausarztes Dr. Pohl im 
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erstinstanzlichen Klageverfahren erbrachte nur unspezifische Beschreibungen von Be-

findlichkeitsschilderungen des E., ohne dass diese zeitlich oder diagnostisch näher 

spezifiziert oder durch Befunde belegt worden wären. Die zeitliche Zuordnung ist bereits 

deshalb von Bedeutung, weil E. nicht bis zur Aufgabe seiner Tätigkeit in erheblichem 

Umfang mit Lösemitteln gearbeitet, vielmehr nach seinen eigenen Angaben, die er ge-

genüber dem TAO im Beisein der Klägerin gemacht hat, ab etwa 1985 überwiegend 

lösemittelfreie Produkte in seinem Betrieb verwendet hat. Sollte tatsächlich eine rele-

vante, grenzwertÜbersteigende Exposition vorgelegen haben, wäre zu erwarten, dass 

ihre Folgen auch bis 1985 aktenkundig geworden wären, da in der Regel die Folgen der 

Exposition abklingen, wenn der Kontakt mit Lösemitteln endet. Darüber hinaus hat E., 

insoweit gesichert, an einem metabolischen Syndrom, insbesondere mit erheblichem 

Bluthochdruck und langjährigem massivem Übergewicht gelitten. Die von Dr. Pohl be-

schriebenen unspezifischen Beschwerden lassen sich ohne weiteres auch auf dieses 

gesicherte Krankheitsbild zurückführen. Ohne differentialdiagnostische Abklärung, die 

offenbar weder von ihm noch von anderen Ärzten, bei denen E. in Behandlung stand, 

als erforderlich angesehen worden ist, kann jedoch ein Rückschluss dergestalt, dass 

die genannten Befindlichkeitsstörungen auf einer erheblichen Lösemittelexposition be-

ruhen, nicht gezogen werden. Deshalb ist auch nicht überwiegend wahrscheinlich,dass 

eine toxische Schädigung der Leber durch eine überhöhte Exposition gegenüber löse-

mitteihaitigen Stoffen verursacht worden ist. 

Nur ergänzend weist der Senat deshalb darauf hin, dass auch der nach § 109 SGG be-
'i 

auftragte Prof. Dr. Seitz die haftungsausfüllende Kausalität verneint hat. 

Nach alldern konnte weder eine Erkrankung des E. durch Halogenkohlenwasserstoffe 

im Sinne der BK Nr. 1302 noch eine Erkrankung durch Benzol, seine Homologe oder 

durch Styrol mit der überwiegenden Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werden. 

Bei E. lag aber auch keine Erkrankung vor, die wie eine BK nach § 9 Abs. 2 SGB VII zu 

entschädigen ist. Es fehlen nach Auskunft aller im Verfahren beteiligten Ärzte sowie 

nach Auskunft des HVBG neuere, gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse, dass bei 

Personen, die als Bodenleger und teilweise auch als Maler arbeiten, gehäuft Leberzir-

rhosen und/oder hepatozelluläre Karzinome auftreten. 
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Dem Hilfsantrag der Klägerin, ein "arbeitstechnisches" Gutachten zu der Frage einzuho-

len, ob ihr verstorbener Ehemann einer Lösemittelexposition ausgesetzt war, die über 

den Grenzwerten gelegen hat, war nicht nachzugehen. Zum Einen ist Prof. Dr. Letzel 

bei seinem Gutachten bereits von einer relevanten SChadstoffexposition ausgegangen. 

Zum Anderen kann ein solches Gutachten die genaue Expositionshöhe bei den weit in 

der Vergangenheit liegenden Expositionszeiten nicht mehr feststellen. 

Dem weiteren Hilfsantrag auf Einholung eines arbeitsmedizinischen Gutachtens war 

ebenfalls nicht stattzugeben, weil die Frage des Zusammenhangs zwischen Schad-

stoffexposition und dem Entstehen einer Leberzirrhose aufgrund des Gutachtens von 

Prof. Dr. Letzel hinreichend geklärt ist. 

Da nach alldem ein Zusammenhang der zum Tode führenden Erkrankungen mit beruf-

lich bedingten Schadstoffexpositionen nicht mit überwiegender Wahrscheinlichkeit fest-

gestellt werden kann, hat das SG die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen. 

Die Berufung war zurückzuweisen. 

Hierauf und auf § 193 SGG beruht die Kostenentscheidung. 

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des § 160 Abs. 2 SGG 

nicht erfüllt sind. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Revision nicht zu, weil sie vom Landesso-
zialgericht nicht zugelassen worden ist. 

Die Nichtzulassung der Revision kann mit der Beschwerde angefochten werden. 

Die Beschwerde ist von einem beim Bundessozialgericht zugelassenen Prozessbevoll-
mächtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils schriftlich beim Bun-
dessozialgericht, Graf-Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel - Großkundenanschrift: 
34114 Kassel -, einzulegen. 
Die Beschwerdeschrift muss innerhalb der Monatsfrist beim Bundessozialgericht einge-
hen. 

Als Prozessbevollmächtigte sind nur zugelassen 
, . 
J a) die Mitglieder und Angestellten von Gewerkschaften, von selbstständigen Vereini-

gungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung, von 
Vereinigungen von Arbeitgebern, von berufsständischen Vereinigungen der Land-
wirtschaft und von Vereinigungen der Kriegsopfer, 

b) Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen, deren satzungsmäßige Aufgaben die 
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der Leis-
tungsempfänger nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der behinderten 
Menschen wesentlich umfassen, 

c) Angestellte juristischer Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigen-
tum einer der vorgenannten Organisationen stehen, wenn die juristische Person 
ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung der Mitglieder der Orga-
nisation entsprechend deren Satzung durchführt und wenn die Vereinigung für die 
Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet, 

sofem sie kraft Satzung oder Vollmacht zur Prozessvertretung befugt sind, 

d) jeder bei einem deutschen Gericht zugelassene Rechtsanwalt. 

Behörden, Körperschafte'n undAnstalt61lde,s öffentlichen Rechts sowie private Pflege-
versicherungsunternehmen brauchen sich' nicht durch einen Prozessbevollmächtigten 
vertreten zu lassen. 

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils von ei-
nem zugelassenen Prozessbevollmächtigten -bei Behörden, Körperschaften und An-
stalten des öffentlichen Rechts sowie privaten Pflegeversicherungsunternehmen auch 
durch einen bevollmächtigten Bediensteten - schriftlich zu begründen. 

In der Begründung muss 
die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt 

oder 
die Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten 
Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil ab-
weicht, 




